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Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen!  

 

„Das Leben kann nur in der Schau nach rückwärts verstanden, aber nur in der 

Schau nach vorwärts gelebt werden.“ Diese Worte des Philosophen Søren 

Kierkegaard spiegeln das Selbstverständnis unserer größten Zuwanderergruppe 

der vergangenen 20 Jahre wider: der Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler; 

denn in diesem Selbstverständnis spielt der historische Rückbezug auf das 

erlittene Schicksal eine ebenso identitätsstiftende Rolle wie das Bewusstsein, in 

Gegenwart und Zukunft ein bereichernder Teil der Gesellschaft in unserem Land 

zu sein. Diese Schicksale und die historischen Leistungen dauerhaft im 

kollektiven Bewusstsein zu verankern und auch zu würdigen, darum geht es in 

dem gemeinsamen Antrag.  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren,  

 

gewaltsame Vertreibung und gesellschaftliche Verbannung, Diskriminierung und 

kriegsbedingte Verfolgung kennzeichneten das Schicksal der Russland-

deutschen über weite Strecken des 20. Jahrhunderts. Zur Geschichte der rund 

400.000 Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler in Niedersachsen zählt aber 

ebenso ihr Integrationsverlauf in unserem Land. Dass die Integrationsprobleme 

der 1990er-Jahre weitestgehend verschwunden sind, ist vor allem ihr eigenes 

Verdienst. Mit viel Mut und Leistungswillen haben sich die Deutschen aus 

Russland eine Existenz aufgebaut, sind in der Gesellschaft angekommen und 

leisten wichtige Beiträge für die kulturelle und wirtschaftliche Entwicklung unseres 

Landes. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

neben den Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern sind in den späten  

1980er-/1990er-Jahren auch rund eine Viertelmillion sogenannter jüdischer 

Kontingentflüchtlinge aus Ländern der ehemaligen Sowjetunion in die 

Bundesrepublik eingewandert. Trotz aller historischen und besonders 

verwaltungsrechtlichen Unterschiede: Auch die jüdischen Zuwanderer haben 
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unser Land, das Land der Schoah, seither maßgeblich geprägt und bereichert. 

Ein Geschenk! Denn diese Menschen, so der Berliner Historiker und Kurator 

Dmitrij Belkin, retteten de facto ein institutionalisiertes jüdisches Leben in 

Deutschland. Gegenwärtig gibt es 100.000 bis 105.000 Jüdinnen und Juden, die 

Mitglieder in jüdischen Gemeinden sind. Mindestens 90 Prozent davon sind 

Migrantinnen und Migranten aus der ehemaligen Sowjetunion.  

 

Insofern können und müssen wir auch in Niedersachsen dieser 

Zuwanderergruppe dankbar sein für ein lebendiges jüdisches Gemeinwesen mit 

derzeit rund 6.600 registrierten Mitgliedern. Auch ein Großteil der jüdischen 

Einwanderer ist bereits im Rentenalter oder steht kurz davor. Viele von ihnen 

plagt verständlicherweise die Angst vor drohender Altersarmut. Anspruch auf eine 

Fremdrente haben sie wohlgemerkt nicht.  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, wenn Regelungen wie das 1996 geänderte 

Fremdrentenrecht der Realität von heute nicht mehr entsprechen und den 

sozialen Bedürfnissen der Betroffenen nicht mehr gerecht werden, dann müssen 

sie auf den Prüfstand gestellt und gegebenenfalls geändert werden. Insofern halte 

ich es für den richtigen Weg, die Lebensleistung der Spätaussiedlerinnen und 

Spätaussiedler und auch der jüdischen Einwandererinnen und Einwanderer 

gebührend anzuerkennen, indem sich die Bundesregierung baldmöglichst mit 

allgemeinverträglichen Lösungen beschäftigt, wie es der Bundesrat bereits mit 

Zustimmung Niedersachsens auf den Weg gebracht hat.  

 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 


